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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Drucksache 19 / 2072 
Landtag (zu Drs. 19/1929) 
19. Wahlperiode 06.03.19 

Bericht und Änderungsantrag der staatlichen Deputation für Inneres 

Gesetz zur fortlaufenden Untersuchung der Kriminalitätslage und ergänzenden 
Auswertung der polizeilichen Kriminalstatistik im Land Bremen  
Antrag der Fraktionen Bündnis90/Die Grünen und der SPD 

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen: 

Gesetz zur fortlaufenden Untersuchung der Kriminalitätslage und ergänzen-
den Auswertung der polizeilichen Kriminalitätsstatistik im Land Bremen 

(Bremisches Kriminalitätsstatistikgesetz – BremKStatG) 

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) be-
schlossene Gesetz: 

§ 1 

Periodischer Sicherheitsbericht 

(1) Die Berichtslegung des Senats zur Kriminalitätslage im Land Bremen 
erfolgt mindestens alle zwei Jahre zusätzlich in Form eines regelmäßigen 
umfassenden Berichts unter Beteiligung der Wissenschaft und der Zivilge-
sellschaft (Periodischer Sicherheitsbericht). Der Periodische Sicherheitsbe-
richt liefert Entscheidungsgrundlagen für eine evidenzbasierte Sicher-
heitspolitik und dient der fortlaufenden Überprüfung der gesetzlichen 
Bestimmungen und der polizeilichen Praxis in einem für die Grundrechte 
und das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung besonders sensiblen Bereich. 

(2) Für die Berichtslegung gelten die Grundsätze der Neutralität, Objekti-
vität und fachlichen Unabhängigkeit. Die Auswertung der für die Berichts-
legung notwendigen Daten erfolgt unter Verwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und unter Einsatz der jeweils sachgerechten Methoden und 
Informationstechniken. 

(3) Sofern in Bezug auf einzelne Straftatbestände oder Deliktsgruppen 
konkrete Fallzahlen dargestellt werden, soll, soweit möglich, zwischen 
versuchten und vollendeten Taten unterschieden werden. 

(4) Der Periodische Sicherheitsbericht soll sich auch solchen Delikten und 
Kriminalitätsformen widmen, zu denen im Rahmen der Polizeilichen Kri-
minalstatistik (PKS) in Bezug auf die Art des Handelns, die Umstände der 
Tat oder die verwendeten Tatmittel keine oder keine hinreichend spezifi-
schen Merkmale erfasst werden. 

§ 2 

Zuständigkeit des Landeskriminalamts 

Die Zuständigkeit des Landeskriminalamts im Bereich der Kriminalstatistik ge-
mäß § 72 Absatz 2 Nummer 3 des Bremischen Polizeigesetzes bleibt unberührt. 
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§ 3 

Bevölkerungsbefragungen 

(1) Repräsentative Befragungen der Bevölkerung zur Aufklärung des so-
genannten Dunkelfelds (Bevölkerungsbefragungen) sind ein mögliches 
Mittel, zusätzliche Erkenntnisse zur Kriminalitätslage zu gewinnen. Der 
Periodische Sicherheitsbericht soll zu allen behandelten Kriminalitätsfel-
dern, soweit möglich, auch die Ergebnisse durchgeführter repräsentativer 
Bevölkerungsbefragungen als Ergänzung der polizeilichen Fallzahlen dar-
stellen. 

(2) Durchgeführte Bevölkerungsbefragungen sollen in der Regel spätes-
tens alle fünf Jahre wiederholt werden, wobei, soweit möglich, eine Ver-
gleichbarkeit der Ergebnisse anzustreben ist. 

§ 4 

Verlaufsstatistik und Vergleichbarkeit 

Im Sinne einer zukünftig anzustrebenden Verlaufsstatistik und der Vergleich-
barkeit mit entsprechenden statistischen Erfassungssystemen der Strafrechts-
pflege soll der Periodische Sicherheitsbericht, soweit möglich, auch Erkennt-
nisse aus den Personenstatistiken der Strafrechtspflege, den Strafverfolgungs-
statistiken, den Bewährungshilfestatistiken, den Strafvollzugsstatistiken und 
den Maßregelvollzugsstatistiken berücksichtigen. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. 

I. Bericht der staatlichen Deputation für Inneres 

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den genannten Antrag mit Beschluss zur Bera-
tung und Berichterstattung an die staatliche Deputation für Inneres überwie-
sen. Die staatliche Deputation für Inneres hat den Antrag in seiner Sitzung am 
14. Februar 2019 beraten. Die staatliche Deputation für Inneres berichtet ent-
sprechend wie folgt: 

A.  Problem 

Die Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und die SPD beantragen, ein „Gesetz 
zur fortlaufenden Untersuchung der Kriminalitätslage und ergänzenden Aus-
wertung der polizeilichen Kriminalitätsstatistik im Land Bremen“ zu erlassen. 
Kernpunkte sind: 

1. Erstellung eines zweijährig erscheinenden periodischen Sicherheitsbe-
richtes (PSB) unter Beteiligung von Wissenschaft und Zivilgesellschaft, der 
als Entscheidungsgrundlage für evidenzbasierte Sicherheitspolitik und zur 
fortlaufenden Überprüfung der gesetzlichen Bestimmungen und polizeili-
chen Praxis dienen soll. 

2. Der Bericht soll ergänzend auch die Ergebnisse von durchgeführten Bevöl-
kerungsbefragungen enthalten, die spätestens alle fünf Jahre wiederholt 
werden sollen. 

3. Im Sinne einer zukünftig anzustrebenden Verlaufsstatistik und Vergleich-
barkeit verschiedener Statistiken sollen auch die Daten aus den Personen-
statistiken der Strafrechtspflege (Strafverfolgungsstatistik, Strafvollzugs- 
und Maßregelvollzugsstatistik, Bewährungshilfestatistik) mit einbezogen 
werden.  

B.  Lösung 

Grundsätzliches 

Bislang wurden vom Bundesministerium des Innern (BMI) und Bundeministe-
rium der Justiz (BMJ) auf Bundesebene zwei PSB im Sinne des beantragten 
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Gesetzes veröffentlicht (2001 und 2006). Die Berichte enthalten neben einer 
umfassenden und vergleichenden Betrachtung der statistischen Daten von Po-
lizei und Justiz auch wissenschaftliche Erkenntnisse, Bewertungen und Prog-
nosen zu allen wesentlichen Kriminalitätsbereichen sowie Vorschläge zur 
Kriminalitätsbekämpfung. Durch die Einbeziehung von Dunkelfeldforschun-
gen und Opferbefragungen werden die Phänomenbereiche um Aspekte des Si-
cherheitsgefühls, der Kriminalitätsfurcht und die Opferperspektive ergänzt. 
Weitere Kapitel widmeten sich den Verfahrenspraxen der verschiedenen In-
stanzen, der Kriminalprävention sowie kriminal- und rechtspolitischen Schluss-
folgerungen der Bundesregierung. Der erste PSB enthielt zudem ein 
Schwerpunktthema (Jugendliche als Opfer und Täter). Die Berichtserstellung 
selbst erfolgte im Auftrag von BMI und BMJ durch ein Gremium von Wissen-
schaftlern aus den Bereichen Kriminologie, Soziologie und Psychologie sowie 
Vertretern des Bundeskriminalamtes (BKA), des Statistischen Bundesamtes 
(StBA) und der Kriminologischen Zentralstelle. 

Aufgrund der fehlenden Fortsetzung der PSB wurde bereits im Mai 2018 durch 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ein Gesetzentwurf zur Einführung eines 
Kriminalitätsstatistikgesetzes auf Bundesebene vorgelegt (Dr. 19/2000), um 
eine regelmäßige Bestandsaufnahme der Kriminalitätslage auch über verschie-
dene Regierungsperioden hinweg zu gewährleisten.  

Einer anlässlich des hier vorliegenden Antrags durchgeführten Bund-Länder-
Umfrage ist zu entnehmen, dass es in keinem Bundesland eine vergleichbare 
Berichterstellung unter Beteiligung der Wissenschaft gibt und der PSB auf Bun-
desebene damit ein Alleinstellungsmerkmal aufweist. In den Ländern werden 
bis dato entsprechende Lagebilder und Analysen der polizeilichen Kriminalsta-
tistik (PKS) zur Kriminalitätslage erstellt und um Aussagen zu nicht in der PKS 
enthaltenden Straftaten (zum Beispiel politisch motivierte Kriminalität), klein-
räumige Kriminalitätsanalysen und weitere Themen (zum Beispiel Einsatzge-
schehen, Rahmenbedingungen polizeilichen Handelns) ergänzt. In ver-
schiedenen Ländern werden bereits Bürgerbefragungen durchgeführt. Bisher 
verknüpfen aber lediglich Hessen und Mecklenburg-Vorpommern diese Er-
gebnisse in einem Gesamtbericht mit der objektiven Kriminalitätslage.  

Zum Entwurf des Bremischen Kriminalitätsstatistikgesetz im Einzelnen 

Für die weitere Umsetzung ist es erforderlich, zunächst die inhaltliche Ausge-
staltung und den Umfang des Berichtes sowie die Rahmenbedingungen zu be-
stimmen. Aus fachlicher Sicht werden daher die nachfolgenden Anpassungen 
des Gesetzes vorgeschlagen: 

§ 1 Erstellung eines PSB 

Die Erstellung eines durch den Senator für Inneres beauftragten PSB, insbe-
sondere in Verbindung mit einer regelmäßigen Bürgerbefragung beziehungs-
weise Dunkelfeldforschung, ist grundsätzlich zielführend, um weiterführende 
Erkenntnisse zur Kriminalitätslage und -entwicklung zu erhalten, da die PKS 
in ihrer Aussagekraft begrenzt ist. Insbesondere die in § 1 Absatz 4 geforderten 
spezifischen Informationen zur Kriminalitätsentwicklung wie zum Beispiel zum 
Thema Straftaten gegen ältere Menschen (SÄM), Jugendkriminalität, Gewalt 
gegen Frauen beziehungsweise häusliche Gewalt oder auch politisch moti-
vierte Kriminalität (PMK), schaffen einen deutlichen Mehrwert gegenüber der 
bisherigen PKS-Berichtslage. 

Da der Ressourcenansatz von Umfang und Tiefe der Berichtslegung bestimmt 
wird, sollte der PSB in Bremen auch aufgrund sehr unterschiedlicher Vorge-
hensweisen bei Bund und Ländern in seiner Ausrichtung an die bremischen 
Bedarfe und den erwarteten Nutzen angepasst werden. Um möglichst zeitnah 
nach den Datenerhebungen eine Grundlage für sicherheitspolitische und poli-
zeistrategische Entscheidungen in Bremen und Bremerhaven zu schaffen und 
den Umfang gleichzeitig übersichtlich und handhabbar zu gestalten, sollte der 
PSB auf die Darstellung und Bewertung der Kriminalitätslage und -entwick-
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lung auf Basis der statistischen Kriminalitätsdaten und den subjektiven Er-
kenntnissen aus der Bürgerbefragung beziehungsweise Dunkelfeldstudie so-
wie die Darstellung und Bewertung der verfügbaren Statistiken der 
Strafrechtspflege beschränkt bleiben. 

Anhand der grundlegend aus dem bremischen PSB gewonnenen Erkenntnisse 
und dem allgemeingültigen kriminalistischkriminologischen Forschungsstand 
können dann die Bedarfe an eine weiterführende wissenschaftliche Aufarbei-
tung verschiedener Deliktsfelder oder sicherheitsrelevanter Themen spezifi-
ziert werden, sodass diese Gegenstand weiterer Untersuchungen sein können.  

Zur langfristigen Beobachtung der Kriminalitätslage in einer gleichbleibenden 
Detailschärfe wird angeregt, den Zeitraum der Berichtslegung des PSB mit dem 
Zeitraum der geplanten Bevölkerungsbefragung beziehungsweise Dunkelfeld-
studie zu synchronisieren, sodass der PSB regelmäßig zeitversetzt nach dem 
Vorliegen der Befragungsergebnisse gefertigt werden kann. Hier wird im Hin-
blick auf die qualitativen Ansprüche und den erheblichen Aufwand sowohl bei 
der Erstellung des Berichts als auch der durchzuführenden Bürgerbefragung 
beziehungsweise Dunkelfeldstudie ein Zeitraum von jeweils drei Jahren emp-
fohlen.  

Da es sich bei der Analyse der Kriminalitätslage um einen sehr sensiblen Be-
reich handelt und hierbei auch das Fachwissen der mit der Kriminalitätsbe-
kämpfung betrauten Personen von großer Bedeutung ist, sollte die 
Berichtslegung durch eine Stelle erfolgen, die über entsprechende Zugänge 
verfügt. Für Bremen wäre hier zum Beispiel das an der HfÖV angegliederte 
Institut für Polizei- und Sicherheitsforschung (IPoS) denkbar. 

§ 2 Zuständigkeit des Landeskriminalamtes 

Hierzu gibt es keine Anmerkungen. 

§ 3 Durchführung von Bevölkerungsbefragungen beziehungsweise Dunkel-
feldstudien 

Durch die Durchführung einer Bürgerbefragung beziehungsweise Dunkelfeld-
studie können die objektiven Daten der PKS zielführend um kleinräumige be-
ziehungsweise stadtteilbezogene Aspekte der subjektiven Wahrnehmung von 
Kriminalitätserscheinungen ergänzt werden, sodass eine breite Grundlage für 
ganzheitliche Konzepte der polizeistrategischen Praxis und sicherheitspoliti-
sche Entscheidungen geschaffen wird.  

Beim LKA Bremen wurde das Erfordernis der subjektiven Perspektive frühzei-
tig erkannt und anknüpfend an die in der Vergangenheit durchgeführten Bür-
gerbefragungen bereits mit den Vorbereitungen für eine weiterführende 
flächendeckende Bürgerbefragung beziehungsweise Dunkelfeldstudie in Bre-
men und Bremerhaven begonnen. Ein erster Pretest soll bereits im Sommer die-
ses Jahres durchgeführt werden. Die Durchführung der Befragung selbst ist 
vorbehaltlich zur Verfügung stehender Haushaltsmittel für 2020 geplant und 
soll unter Hinzuziehung eines externen Unternehmens erfolgen. Durch die An-
lehnung des geplanten Fragebogens an den Victimisierungssurvey (Opferbe-
fragung) des BKA soll eine bundesweite Vergleichbarkeit, insbesondere auch 
mit den Nordländern, hergestellt werden. Die Bundesländer Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern haben in den 
vergangenen Jahren bereits diverse Bürgerbefragungen beziehungsweise 
Dunkelfeldstudien durchgeführt, weitere Erhebungswellen sind im Rahmen 
des Victimisierungssurveys ebenfalls für 2020 geplant. Im Gegensatz zu den 
Flächenländern sieht die Bürgerbefragung beziehungsweise Dunkelfeldstudie 
des LKA Bremen auch eine kleinräumige Betrachtung der Stadtteile in Bremen 
und Bremerhaven vor, um so die regionalen Erfordernisse und Besonderheiten 
berücksichtigen zu können. 

Im Rahmen des Zukunftsprozesses Bremen 2035 wurde die Bürgerbefragung 
beziehungsweise Dunkelfeldstudie bereits als vorrangige Maßnahme zur Er-
stellung stadtteilbezogener Konzepte im Leitziel 8 verankert. 
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Zur Evaluierung von getroffenen Maßnahmen und Entscheidungen soll diese 
Befragung künftig alle drei Jahre wiederholt werden.  

§ 4 Verlaufsstatistik und Vergleichbarkeit 

Die Statistiken der Strafrechtspflege, wie zum Beispiel die Strafverfolgungssta-
tistik, die Aussagen über Aburteilungen von Tatverdächtigen enthält, sind auf-
grund unterschiedlicher Erfassungsmodalitäten nicht direkt mit der PKS 
vergleichbar. In der Begründung zu § 4 heißt es, dass in Ermangelung einer 
Verlaufsstatistik zumindest eine bessere Vergleichbarkeit der vorhandenen 
Statistiken aus den Bereichen der Polizei und der Strafrechtspflege erreicht 
werden soll. Gemäß dem aktuellen Koalitionsvertrag der Bundesregierung soll 
hierzu eine Machbarkeitsstudie zur langfristigen Zusammenführung der Krimi-
nal- und Strafrechtspflegestatistiken zu einer Verlaufsstatistik auf Bundes-
ebene in Auftrag gegeben werden.  

Kostenabschätzung für Sicherheitsberichte 

Die Kosten für die Erstellung eines PSB sind differenziert zu betrachten, da hier 
neben der Erstellung des eigentlichen PSB auch die anfallenden Kosten für die 
Durchführung einer Bürgerbefragung beziehungsweise Dunkelfeldstudie, das 
Aufbereiten und Bereitstellen von PKS-Daten und Daten aus den Personensta-
tistiken der Strafrechtspflege, dem Erstellen zusätzlicher Lagebilder sowie 
möglichen Honorierungen von Wissenschaft und Zivilgesellschaft zu berück-
sichtigen sind.  

Ersten Kalkulationen des IPoS als möglicher Anbieter zufolge sind für die Er-
stellung eines periodischen Sicherheitsberichtes jährlich circa 200 000 Euro bei 
einem zweijährigen Turnus zu veranschlagen. Bei einer Anpassung der Be-
richtslegung auf einen dreijährigen Rhythmus würden die jährlichen Kosten 
auf circa 150 000 Euro sinken. Honorierungen für zu befragende Fachleute aus 
Wissenschaft und Zivilgesellschaft sind dieser Kalkulation noch hinzuzufügen. 

Bei der Durchführung einer landesweiten Bürgerbefragung beziehungsweise 
Dunkelfeldstudie durch das LKA Bremen ist pro Erhebungswelle mit zusätzli-
chen konsumtiven Kosten in Höhe von 150 000 bis 200 000 Euro zu rechnen. 
Maßgebliche Faktoren für die Höhe dieser Kosten stellen die Größe der zu ver-
anschlagenden repräsentativen Stichprobe und der jeweilige Umfang der Fra-
gebögen dar. Für die hier zugrunde gelegte Berechnung wurde für die Stadt 
Bremen ein Bruttostichprobenumfang von 24 000 Stichproben und für die Stadt 
Bremerhaven analog des Bevölkerungsschlüssels ein Bruttostichprobenumfang 
von 4 800 Stichproben bei einer angenommenen Rücklaufquote von 30 Prozent 
sowie ein 20-seitiger Fragebogen zugrunde gelegt.  

Zudem ist der personelle Aufwand zur Erstellung eines PSB nach den Erfah-
rungen des BKA bei den beteiligten Institutionen (LKA und Fachkommissari-
ate, Justizbehörden, statistisches Landesamt, senatorische Dienststellen) als 
erheblich anzusehen und die Berichterstellung nicht ohne zusätzliches Perso-
nal durchführbar. Dies betrifft auch die durchzuführende Bürgerbefragung be-
ziehungsweise Dunkelfeldstudie. Maßgebliche Faktoren stellen hier vor allem 
Umfang und Verarbeitungstiefe der Daten, die Wiederholungszeiträume der 
Berichterstellungen und der Bevölkerungsbefragungen beziehungsweise Dun-
kelfeldstudien sowie die daraus resultierenden Folgemaßnahmen dar. Im Min-
destmaß sind jedoch für eine grundsätzliche Berichtslegung circa fünf 
zusätzliche VZE zu bemessen. Um eine valide Aussage über die Höhe des Wei-
teren personellen Aufwands der jeweiligen Institutionen treffen zu können, 
sind zunächst die oben genannten Rahmenbedingungen näher zu definieren. 

Die für eine verstetigte Bürgerbefragung beziehungsweise Dunkelfeldstudie 
sowie die Erstellung eines PSB erforderlichen Haushaltsmittel müssten in das 
Haushaltsaufstellungsverfahren 2020/2021 eingebracht werden.  
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II. Beschluss 

Die staatliche Deputation für Inneres empfiehlt der Bürgerschaft (Landtag) ein-
stimmig, das Gesetz mit den nachfolgenden Änderungen zu beschließen: 

a) Änderung des Berichtszyklus des PSB in § 1 auf drei Jahre 

b) Änderung des Wiederholungsturnus der Bürgerbefragung bezie-
hungsweise Dunkelfeldstudie in § 3 auf drei Jahre 

Hinners   Ehmke 

(Vorsitzender)   (Staatsrat) 
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